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unterstreichend, wie wichtig ein umfassender und inte-
grierter Abrüstungsansatz ist, der sich auf die Ausarbeitung
konkreter Maßnahmen stützt,

Kenntnis nehmend von dem Bericht der Sachverständi-
gengruppe über die Munitions- und Sprengstoffproblema-
tik138, 

unter Hinweis auf die Empfehlung in Ziffer 27 des Be-
richts, den der Vorsitzende der Offenen Arbeitsgruppe zur
Aushandlung eines internationalen Rechtsinstruments zur Er-
möglichung der rechtzeitigen und zuverlässigen Identifika-
tion und Rückverfolgung illegaler Kleinwaffen und leichter
Waffen durch die Staaten vorgelegt hat, wonach die Frage der
Munition für Kleinwaffen und leichte Waffen als Teil eines
im Rahmen der Vereinten Nationen durchgeführten geson-
derten Prozesses umfassend behandelt werden soll139, 

mit Befriedigung Kenntnis nehmend von den Tätigkeiten
und Maßnahmen auf regionaler und subregionaler Ebene zur
Frage der konventionellen Munition,

unter Hinweis auf ihren Beschluss 59/515 vom 3. Dezem-
ber 2004, ihre Resolution 60/74 vom 8. Dezember 2005 und
ihre Resolution 61/72 vom 6. Dezember 2006, mit der sie be-
schloss, die Frage der Bestände überschüssiger konventionel-
ler Munition in die Tagesordnung ihrer dreiundsechzigsten
Tagung aufzunehmen,

1. legt allen interessierten Staaten nahe, auf freiwilliger
Grundlage und nach Maßgabe ihrer legitimen Sicherheitsbe-
dürfnisse zu bewerten, ob Teile ihrer Bestände konventionel-
ler Munition als überschüssig betrachtet werden sollten, und
erkennt an, dass die Sicherheit solcher Bestände in Betracht
gezogen werden muss und dass angemessene Kontrollen hin-
sichtlich der Sicherheit und Sicherung der Bestände konven-
tioneller Munition auf nationaler Ebene unverzichtbar sind,
um die Explosions-, Verschmutzungs- oder Abzweigungsge-
fahr zu beseitigen;

2. appelliert an alle interessierten Staaten, Umfang und
Art ihrer überschüssigen Bestände konventioneller Munition
zu bestimmen und zu klären, ob sie ein Sicherheitsrisiko dar-
stellen, auf welche Weise sie gegebenenfalls vernichtet wer-
den können und ob Hilfe von außen zur Beseitigung dieses
Risikos erforderlich ist;

3. legt den Staaten, die dazu in der Lage sind, nahe, in-
teressierte Staaten im bilateralen Rahmen oder über interna-
tionale oder regionale Organisationen auf freiwilliger und
transparenter Grundlage bei der Ausarbeitung und Durchfüh-
rung von Programmen zur Beseitigung überschüssiger Be-
stände oder zur Verbesserung ihrer Verwaltung zu unterstüt-
zen;

4. legt allen Mitgliedstaaten nahe, die Möglichkeit zu
prüfen, im nationalen, regionalen oder subregionalen Rahmen
entsprechende Maßnahmen zur Bekämpfung des mit der An-
häufung solcher Bestände zusammenhängenden unerlaubten
Handels auszuarbeiten und durchzuführen;

5. nimmt Kenntnis von den Antworten der Mitglied-
staaten auf das Ersuchen des Generalsekretärs um ihre Auf-
fassungen über die aus der Anhäufung von Beständen über-
schüssiger konventioneller Munition entstehenden Risiken
und über Möglichkeiten zur stärkeren Kontrolle konventio-
neller Munition auf nationaler Ebene140; 

6. begrüßt den Bericht der Gruppe von Regierungs-
sachverständigen, die mit Resolution 61/72 eingesetzt wurde,
um weitere Schritte zur Verstärkung der Zusammenarbeit in
der Frage der Bestände überschüssiger konventioneller Muni-
tion zu prüfen141, und legt den Staaten eindringlich nahe, die
darin enthaltenen Empfehlungen umzusetzen; 

7. ermutigt die Staaten, die dazu in der Lage sind, auf
freiwilliger und transparenter Grundlage dazu beizutragen,
im Rahmen der Vereinten Nationen technische Leitlinien für
die Verwaltung von Beständen konventioneller Munition aus-
zuarbeiten, die zur Nutzung durch die Staaten auf freiwilliger
Grundlage bestimmt wären und ihnen dabei behilflich sein
sollen, ihre nationale Bestandsverwaltungskapazität zu ver-
bessern, die Zunahme überschüssiger Bestände konventionel-
ler Munition zu verhindern und die allgemeine Frage der Ri-
sikominderung anzugehen142; 

8. bekräftigt ihren Beschluss, die Frage der Bestände
überschüssiger konventioneller Munition umfassend zu be-
handeln;

9. beschließt, diese Frage in die vorläufige Tagesord-
nung ihrer vierundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 63/62

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 2. Dezember 2008, in
einer aufgezeichneten Abstimmung mit 182 Stimmen ohne Ge-
genstimmen und Enthaltungen, auf Empfehlung des Ausschus-
ses (A/63/389, Ziff. 86)143:

138 Siehe A/54/155.
139 A/60/88 und Corr.2.

140 A/61/118 und Add.1 und A/62/166 und Add.1.
141 Siehe A/63/182.
142 Ebd., Ziff. 72.
143 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Albanien, Angola, Argentinien,
Armenien, Äthiopien, Australien, Bangladesch, Belarus, Belgien, Bos-
nien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Chile, Costa Rica, Côte
d’Ivoire, Dänemark, Deutschland, Dominikanische Republik, Ecuador,
ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Estland,
Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Ghana, Grenada, Griechenland,
Guatemala, Guinea, Haiti, Honduras, Indien, Irak, Irland, Island, Israel,
Italien, Jamaika, Japan, Kambodscha, Kanada, Kasachstan, Kenia, Kir-
gisistan, Komoren, Kongo, Kroatien, Lettland, Liberia, Liechtenstein,
Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malta, Mikronesien (Föderierte Staa-
ten von), Monaco, Mongolei, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Ni-
ger, Nigeria, Norwegen, Österreich, Panama, Paraguay, Peru, Philippi-
nen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien,
Russische Föderation, San Marino, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbi-
en, Singapur, Slowakei, Slowenien, Spanien, Südafrika, Timor-Leste,
Togo, Trinidad und Tobago, Tschad, Tschechische Republik, Türkei,
Ukraine, Ungarn, Usbekistan, Vanuatu, Vereinigte Republik Tansania,
Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland und Zypern.
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Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, An-
gola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Arabische Republik
Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Austra-
lien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgi-
en, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Bosnien und Herzegowina,
Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Fa-
so, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Dänemark,
Demokratische Volksrepublik Korea, Demokratische Volksrepu-
blik Laos, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik,
Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedo-
nien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich,
Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea,
Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien,
Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Israel, Italien, Ja-
maika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kana-
da, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien,
Komoren, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Lesotho, Lettland, Li-
banon, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein,
Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven,
Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mauritius,
Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Mongo-
lei, Montenegro, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nauru, Nepal,
Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen,
Oman, Österreich, Pakistan, Palau, Panama, Papua-Neuguinea,
Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea,
Republik Moldau, Ruanda, Rumänien, Russische Föderation, Sa-
lomonen, Sambia, Samoa, San Marino, São Tomé und Príncipe,
Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien, Simbab-
we, Singapur, Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, St. Lu-
cia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname,
Swasiland, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tonga,
Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei,
Turkmenistan, Tuvalu, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbe-
kistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte
Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes
Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten
von Amerika, Vietnam, Zypern.

Dagegen: Keine.

Enthaltungen: Keine.

63/62 Festigung des Friedens durch konkrete
Abrüstungsmaßnahmen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 51/45 N vom 10. De-
zember 1996, 52/38 G vom 9. Dezember 1997, 53/77 M vom
4. Dezember 1998, 54/54 H vom 1. Dezember 1999, 55/33 G
vom 20. November 2000, 56/24 P vom 29. November 2001
und 57/81 vom 22. November 2002, ihren Beschluss 58/519
vom 8. Dezember 2003 sowie ihre Resolutionen 59/82 vom
3. Dezember 2004 und 61/76 vom 6. Dezember 2006 mit dem
Titel „Festigung des Friedens durch konkrete Abrüstungs-
maßnahmen“,

überzeugt, dass ein umfassendes und integriertes Heran-
gehen an bestimmte konkrete Abrüstungsmaßnahmen häufig
eine Voraussetzung für die Wahrung und Festigung des Frie-
dens und der Sicherheit ist und somit eine Grundlage für eine
wirksame Friedenskonsolidierung in der Konfliktfolgezeit
bildet; solche Maßnahmen umfassen die Einsammlung und
verantwortungsvolle Beseitigung, vorzugsweise durch Ver-
nichtung, von Waffen, die durch unerlaubten Handel oder un-

erlaubte Herstellung beschafft wurden, sowie von Waffen
und Munition, die von den zuständigen nationalen Behörden
als überschüssig deklariert wurden, insbesondere von Klein-
waffen und leichten Waffen, sofern nicht eine andere Form
der Beseitigung oder Nutzung offiziell genehmigt wurde und
vorausgesetzt, dass solche Waffen ordnungsgemäß gekenn-
zeichnet und registriert wurden, sowie vertrauensbildende
Maßnahmen, die Entwaffnung, Demobilisierung und Wieder-
eingliederung ehemaliger Kombattanten, Minenräumung und
Umrüstung,

mit Befriedigung feststellend, dass sich die internationale
Gemeinschaft mehr denn je der Bedeutung derartiger konkre-
ter Abrüstungsmaßnahmen bewusst ist, insbesondere in An-
betracht der zunehmenden Probleme, die durch die exzessive
Ansammlung und unkontrollierte Verbreitung von Kleinwaf-
fen und leichten Waffen, einschließlich ihrer Munition, ent-
stehen, welche eine Bedrohung des Friedens und der Sicher-
heit darstellen und die Aussichten auf wirtschaftliche Ent-
wicklung in vielen Regionen verringern, insbesondere in
Postkonfliktsituationen,

betonend, dass weitere Anstrengungen erforderlich sind,
um im Rahmen von Entwaffnungs-, Demobilisierungs- und
Wiedereingliederungsmaßnahmen konkrete Abrüstungspro-
gramme auszuarbeiten und in den betroffenen Gebieten wirk-
sam umzusetzen und so von Fall zu Fall die Bemühungen um
Friedenssicherung und -konsolidierung zu ergänzen,

mit Dank Kenntnis nehmend von dem Bericht des Gene-
ralsekretärs über die Verhütung bewaffneter Konflikte144, in
dem unter anderem auf die Rolle hingewiesen wird, die die
Verbreitung und der unerlaubte Transfer von Kleinwaffen
und leichten Waffen bei der Verschärfung und Verlängerung
von Konflikten spielen,

Kenntnis nehmend von der Erklärung des Präsidenten des
Sicherheitsrats vom 31. August 2001145, in der unterstrichen
wird, wie wichtig konkrete Abrüstungsmaßnahmen im Kon-
text bewaffneter Konflikte sind, und im Hinblick auf Abrüs-
tungs-, Demobilisierungs- und Wiedereingliederungspro-
gramme die Wichtigkeit von Maßnahmen zur Eingrenzung
der Sicherheitsrisiken betonend, die sich aus dem Einsatz von
unerlaubten Kleinwaffen und leichten Waffen ergeben,

sowie Kenntnis nehmend von dem mit Unterstützung der
Gruppe von Regierungssachverständigen für Kleinwaffen er-
stellten Bericht des Generalsekretärs146 und insbesondere von
den darin enthaltenen Empfehlungen als einem wichtigen
Beitrag zu dem Prozess der Festigung des Friedens durch
konkrete Abrüstungsmaßnahmen,

unter Begrüßung der Tätigkeit des Koordinierungsmecha-
nismus der Vereinten Nationen für Maßnahmen gegen Klein-
waffen, der vom Generalsekretär geschaffen wurde, um ein

144 A/55/985-S/2001/574 und Corr.1.
145 S/PRST/2001/21; siehe Resolutionen und Beschlüsse des Sicherheits-
rats, 1. Januar 2001-31. Juli 2002.
146 A/61/288.


